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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 12.02.2017
ANJA HEIDELBERGER

Allgemeine Chronik

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Am 12. Februar 2017 wurde Uber das Referendum zur Unternehmenssteuerreform Ill
abgestimmt, wobei sich die Stimmburger mit 59,1 Prozent Nein-Stimmen gegen die
Reform aussprachen. Eine erste, nach demografischen, geografischen und politischen
Variablen gewichtete Nachbefragung der Tamedia zeigte, dass sich lediglich die FDP-
Sympathisanten mehrheitlich fur die Steuerreform ausgesprochen (67% Zustimmung),
die Anhénger der Ubrigen birgerlichen Parteien die Vorlage jedoch teilweise deutlich
abgelehnt hatten. Gerade die kritische Haltung der SVP-Sympathisanten zur Vorlage
(47% Zustimmung) veranlasste zahlreiche Kommentatoren dazu, den Grund fur die
Ablehnung (auch) in der Verunsicherung der Stimmbirger sowie in einem
Vertrauensverlust gegentber der Wirtschaft oder zumindest in einem Misstrauen
gegenuber der international tatigen Wirtschaft zu suchen.

Einig war man sich in den Tagen nach der Abstimmung vor allem dartber, dass es nun
schnell gehen musse mit einer neuen Vorlage. Einerseits drohe der Schweiz ein Platz
auf der von der EU verfassten schwarzen Liste der Steueroasen, wenn die bisherigen
Privilegien nicht rasch abgeschafft werden. Andererseits bestehe nun eine Rechts- und
Planungsunsicherheit fir die betroffenen Unternehmen, die es zu beheben gelte.
Schliesslich teilten aber auch die Kantone den Wunsch nach einer schnellen Losung, da
sich zahlreiche Reformen der kantonalen Gewinnsteuern auf die nationale Vorlage
abgestutzt hatten. Entsprechend sprachen die Abstimmungsverlierer vielerorts davon,
dass die Linke jetzt - wie wéahrend der Kampagne angekindigt - Hand bieten musse fur
eine schnelle Losung. Unklar ist jedoch, wie eine solche Losung aussehen soll. So wisse
der Bundesrat geméss der NZZ nun dank der Abstimmung zwar, was das Volk nicht
wolle, unklar sei aber noch immer, was es wolle. Die meisten Kommentatoren
erachteten eine Unternehmenssteuerreform IV, also einen kompletten Neubeginn der
Verhandlungen, als nicht nétig, da die meisten Argumente bereits auf dem Tisch lagen.
Moglich ware daher ein sogenannter Plan B, der geméass Beat Jans (sp, BS) verschiedene
Elemente beinhalten musste, welche die SP bereits wahrend der Parlamentsdebatte
gefordert hatte. Dazu kdnnten zum Beispiel der Verzicht auf den Steuerabzug auf fiktive
Eigenkapitalzinsen und auf eine Ubermassige Anrechnung des Forschungsaufwandes,
eine engere Fassung der Patentbox, eine Versteuerung der Dividenden grosser
Beteiligungen zu mindestens 80 Prozent als Einkommen, die Einflhrung einer
Kapitalgewinnsteuer sowie die Senkung der Bundesbeitrage an die Kantone gehoren. Er
stellte zudem einen vollen Plan B der SP fur die Frihlingssession 2017 in Aussicht.

Je nach Reichweite der Forderungen der Abstimmungsgewinner kénnte sich eine
schnelle Verabschiedung eines solchen Plan B jedoch als schwierig erweisen. Dieser
Problematik wirde der sogenannte Plan C Abhilfe schaffen, der die Steuerreform in
zwei Phasen aufteilen mochte. In einer ersten Phase wirden die bisher wenig
umstrittenen Massnahmen kurzfristig umgesetzt, dazu zahlen geméss Ruedi Noser (fdp,
ZH) die Abschaffung der alten Steuerregime, eine tiefe, auf finf Jahre beschrankte
Ubergangsbesteuerung fir die Unternehmen, eine Anderung des Berechnungsmodus
fur den NFA sowie die bisher vorgesehenen Kompensationszahlungen des Bundes an
die Kantone in der Hohe von CHF 1,1 Mia. Dies wirde dem Bund mehr Zeit geben, die
umstritteneren Punkte wie die Gegenfinanzierung der Steuerreform und neue
Steuerprivilegien auszuhandeln.

Unklar bleibt der konkrete Zeitplan: Die Abstimmungssieger verlangen vom Bundesrat,
bis zum Sommer 2017 eine neue Botschaft auszuarbeiten. Dies ware jedoch nur
moglich, wenn keine neue Vernehmlassung durchgefuhrt und entsprechend auch
entgegen deren Forderungen, die Stddte und Gemeinden nicht stérker in die Reform
einbezogen wirden. Entsprechend sprach Bundesrat Maurer nach der Abstimmung
davon, dass eine Botschaft des Bundesrates nicht vor Ende 2017 zu erwarten sei. Nach
seiner Sitzung vom 22. Februar 2017 kiindigte der Bundesrat hingegen an, dass das EFD
bis Mitte 2017 unter Beteiligung von Kantonen, Stéddten, Gemeinden, politischen
Parteien und Verbanden ,Eckwerte flr eine neue Vorlage und Vorschlage fir das
weitere Vorgehen™ ausarbeiten werde.

Abstimmung vom 12. Februar 2017

Beteiligung: 45,2%
Ja: 989'306 (40,9%) / Sténde: 31/2 00
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POSTULAT
DATUM: 27.09.2018
DIANE PORCELLANA

Nein: 1'427'946 (59,1%) / Stdnde: 17 5/2

Parolen:

- Ja: SVP, FDP, CVP, BDP, GLP, EDU, Economiesuisse,

Finanzdirektorenkonferenz
- Nein: SP, Grune, EVP, PdA, Gewerkschaftsbund, Travail Suisse
- Stimmfreigabe: Stadteverband '

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Umweltschutz

Gewerbeverband,

Ruedi Noser (plr, ZH) demande au Conseil fédéral d'étudier la levée des obstacles a
I'utilisation efficace des ressources et a la mise en place d'une économie circulaire.
Le Conseil fédéral propose de rejeter le postulat, bien qu'il reconnaisse la nécessité
d'identifier les obstacles. Selon lui, les problémes proviennent du manque de
cohérence entre les différentes bases |égales et de la mise en ceuvre de la législation,
plutét qu'au niveau de la législation en tant que telle. Il rappelle que I'administration
examine, dans le cadre du postulat 17.3505, des mesures pour exploiter I'économie
circulaire. Il met donc en doute, I'utilité d'une évaluation supplémentaire.

Néanmoins, le Conseil des Etats adopte le postulat par 24 voix contre 13 et 3

abstentions. ?

1) Medienmitteilung BR; Nachabstimmungsumfrage Tamedia; AZ, BZ, LT, Lib, NZZ, TA, 13.2.17; TA, 14.2.,15.2.17

2) BO CE, 2018,p.784s
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